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Geſetz-Sammlung 
für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 31. 


(Nr. 3433.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 9. Juli 1851., betreffend die Erhebung eines Wege⸗ 
geldes auf der Ruhr-Medebacher Provinzialſtraße ꝛc. ꝛc. 0 


Al Ihren Bericht vom 2. Juli d. J. will Ich die Grbebung eines Wege⸗ 
a 


geldes für 14 Meilen auf der 2630 Ruthen langen Ruhr⸗Medebacher Provin⸗ 
zialſtraße, und auf der zwiſchen den beiden Sektionen derſelben gelegenen Stra⸗ 
ßenſtrecke von 870 Ruthen, gegen Uebernahme der chauſſeemaͤßigen Unterhal⸗ 
tung der Straße, fuͤr gemeinſchaftliche Rechnung aller Betheiligten, nach dem 
fuͤr die Staats⸗Chauſſeen geltenden jedesmaligen Chauſſeegeld-Tarif hierdurch 
genehmigen. Zugleich beſtimme Ich, daß die dem Chauffeegeld - Tarife vom 
29. Februar 1840. angehängten. Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen auf die gedachte Chauſſee Anwendung finden ſollen. Der gegen⸗ 
wärfige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu 


Sansſouci, den 9. Juli 1851. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Rabe. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


Jahrgang 1851. (Nr. 3433.) 80 (Nr. 3434.) 
Ausgegeben zu Berlin den 30. Auguſt 1851. 


. 


(Nr. 3434.) Konzeſſions⸗ und Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend die Anlage einer Eiſenbahn 
von Freiburg nach dem Niederſchleſiſchen Bergwerks-Reviere bei Walden— 
burg und Hermsdorf und den hierauf bezuͤglichen vierten Nachtrag zum 
Statute der Bredlau-Schweidniß: Freiburger Eiſenbahn-Geſellſchaft. Vom 
21. Juli 1851. f 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem die Breslau-Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn-Geſellſchaft in, 
der General-Verſammlung vom 8. Mai 1851. auf Grund des H. 27. Nr. 2. 
des von Uns unter dem 10. Februar 1843. beftätigten Statuts (Gefeg-Samın- 
lung für 1843. Seite 53.) beſchloſſen hat, ihr Unternehmen auf die Herſtellung 
einer Zweigbahn von Freiburg nach dem Niederſchleſiſchen Bergwerks-Reviere 
bei Waldenburg und Hermsdorf auszudehnen, ſo wollen Wir in Betracht der 
Gemeinnuͤtzigkeit dieſes Unternehmens zur Anlage der gedachten Zweigbahn, 
ſowie zur Erhoͤhung des Anlage-Kapitals der Geſellſchaft um den Betrag von 
ſiebenhundert tauſend Thalern Unſere landesherrliche Genehmigung hierdurch 
ertheilen, auch den anliegenden vierten Nachtrag zum Statut hiermit beftätigen, 
indem Wir zugleich beſtimmen, daß die in dem . uͤber die Eiſenbahn⸗ 
Unternehmungen am 3. November 1838. ergangenen allgemeinen Vorſchriften, 
insbeſondere diejenigen uͤber die Expropriation, ſowie das unter dem 10. Fe⸗ 
bruar 1843. von Uns beftätigte Statut der Geſellſchaft auch auf das gegen- 
wärtige Unternehmen Anwendung finden ſollen. 1 

Die ſpezielle Feſtſtellung der Bahnlinie bleibt Unſerem Miniſter fir Han⸗ 
del, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten vorbehalten. f 

Die gegenwärtige Genehmigung und Beſtaͤtigung iſt neben dem oben 
edachten vierten Nachtrage zum Geſellſchafts-Statute durch die Geſe-Samm⸗ 
ung bekannt zu machen. 

Gegeben Sansſouci, den 21. Juli 1851. 


( S) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. 


Vier⸗ 


— 5 


Vierter Nachtrag 


zum 


Statut der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 


= 
Das Unternehmen der Breslau-Schweibnig-Freiburger Eiſenbahn⸗Geſell⸗ 
ſchaft wird auf die Errichtung einer Zweigbahn ausgedehnt, welche nach dem 
Waldenburger Kohlengruben-Reviere fuͤhren ſoll. Die ſpezielle Richtung dieſer 
Bahn wird unter Genehmigung des Staates von dem Verwaltungs-Rathe 
der Geſellſchaft feſtgeſtellt werden. 


H. 2. 

Das zur Ausfuͤhrung und vollſtaͤndigen Ausruͤſtung dieſer Bahn, ſowie 
ur Vermehrung der Betriebsmittel und Errichtung eines elektromagnetiſchen 
aeg. auf der ganzen Laͤnge der Bahn erforderliche Koſten⸗Kapital wird 

enmal hundert tauſend Thaler Preußiſch Kurant feſtgeſetzt. 


950 8 H. 3. 

Die Berbaftung dieſes Kapitals von 700,000 Rthlr. erfolgt durch Aus⸗ 
abe von 7000 Stuͤ Prioritäts-Obligationen „jede uͤber 100 Rthlr. lautend. 
ie Bedingungen, unter denen die 1 5 und Emiſſion, ſowie Verzinſung 

und Amorkiſatlon dieſer Obligationen erfolgt, werden durch ein befonderes 
Allerhoͤchſtes Privilegium feſtgeſetzt. e 

Vorſtehender Statuten-Nachtrag iſt in der 75 5 General-Verſammlung 

der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn⸗Geſellſchaft errichtet worden. 


Breslau, den 8. Mai 1851. 


auf ſie 


(Nr. 3434-3488.) 8 (Nr. 3436.) 
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(Nr. 3435.) Privilegium wegen Emiſſion von 700,000 Rthlr. Prioritaͤts-Obligationen der 
Breslau-Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn-Geſellſchaft. Vom 21. Juli 1851. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem von Seiten der Waben e haet Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft auf Grund des in der General-Verſammlung vom 8. Mai 1851. 
gefaßten Beſchluſſes darauf angetragen worden iſt, derſelben Behufs Ausdeh— 
nung ihres Unternehmens auf die Errichtung einer von Freiburg nach Wal- 
1 und Hermsdorf gehenden und zur Beförderung der Ausbeute der in 
der Naͤhe dieſer Linie belegenen Kohlengruben beſtimmten Zweigbahn, ferner 
zur Vermehrung ihrer Betriebsmittel ſowie zur Anlage eines elektromagneti— 
ſchen Telegraphen die Aufnahme eines Darlehns von ſiebenhundert tauſend 
Thalern gegen Ausſtellung auf den Inhaber lautender und mit Zinsſcheinen 
verſehenen Prioritäts⸗ Obligationen zu geſtatten, fo wollen Wir in Beruͤckſich⸗ 
tigung der Gemeinnützigkeit des Unternehmens und in Gemaͤßheit des Geſetzes 
vom 17. Juni 1833. durch gegenwaͤrtiges Privilegium die Emiſſion gedachter 
Obligationen unter nachſtehenden Bedingungen genehmigen. 


8. . 


Die zu emittirenden Prioritaͤts-Obligationen werden in Apoints zu 
100 Rthlr. und in fortlaufenden Nummern von 1. bis 7000. nach dem anlie- 
genden Schema Littr. A. ſtempelfrei ausgefertigt. a 

= Jeder Obligation werden Zinskupons auf zehn Jahre, und ein Talon 
zur Erhebung fernerer Kupons nach den anliegenden Schematen Littr. B. und 
„. beigegeben. Dieſe Kupons ſowie der Talon werden alle zehn Jahre zufolge 
se beſonderer Bekanntmachung erneuert. Die Prioritaͤts⸗ Obligationen, ſowie 
Kupons und Talons werden von zwei Mitgliedern des Verwaltungsraths und 

dem Rendanten unterzeichnet. in 
Auf der Ruͤckſeite der Obligationen wird dieſes Privilegium abgedruckt. 


$. 2. 


Die Prioritäts-Obligationen werden mit vier Prozent jährlich verzinſt 
und die Zinſen in halbjährigen Terminen am 2. Januar und 1. Juli jeden 
Jahres in Breslau berichtigt. Zinſen von Prioritaͤts-Obligationen, deren Er— 
hebung innerhalb vier Jahren von dem in dem betreffenden Kupon verzeich— 
neten Zahlungstage nicht geſchehen iſt, verfallen zum Vortheile der Geſellſchaft. 


§. 3. 


Die Prioritaͤts-Obligationen unterliegen der Amortiſation, wozu alljähr: 
lich die Summe von dreitauſend fuͤnfhundert Thalern unter Zuſchlag der wi 
ie 


— 


die eingelöften Prioritäts- Obligationen erſparten Zinſen, aus dem Ertrage des 
Eiſenbahn-Unternehmens verwendet wird. Die Zuruͤckzahlung der zu amorti⸗ 
ſirenden Obligationen erfolgt am 1. Juli jeden Jahres, zuerſt im Jahre 1855. 
Es bleibt jedoch der General-Verſammlung der Eiſenbahn-Geſellſchaft vor⸗ 
behalten, den Amortiſations-Fonds zu verſtaͤrken und fo die Tilgung der 
Prioritäts- Obligationen zu beſchleunigen. Auch ſteht der Eiſenbahn⸗Geſell⸗ 
ſchaft das Recht zu, außerhalb des Amortiſations-Verfahrens ſaͤmmtliche als⸗ 
dann noch vorhandene Prioritats-Obligationen durch die öffentlichen Blätter 
mit 0 Friſt zu kuͤndigen und durch Zahlung des Nennwerthes 
einzuloͤſen. 

In beiden Faͤllen bedarf es der Genehmigung des Staates. 

Ueber die geſchehene Amortiſation wird dem für das Eiſenbahn-Unter⸗ 
nehmen beſtellten Koͤniglichen Kommiſſariate alljaͤhrlich ein Nachweis vorgelegt. 


H. 4. 

Die Inhaber der Prioritaͤts-Obligationen ſind auf die Hoͤhe der darin 
verſchriebenen Kapitalbetraͤge und der dafuͤr nach H. 2. zu zahlenden Zinſen, 
Gläubiger der Breslau-Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn-Geſellſchaft und haben 

in dieſer Eigenſchaft an dem Geſellſchafts-Vermoͤgen ein unbedingtes Vorzugs⸗ 
recht vor den Stammaktien nebſt deren Dividenden. 

Dagegen bleibt den auf Grund des erſten Nachtrages zum Geſellſchafts— 
Statut vom 11. Dezember 1843. mit Unſerer Genehmigung vom 16. Februar 
1844. (Geſetz-Sammlung für 1844. Seite 61.) ausgegebenen 2000 Stuͤck 
Prioritäts:Aftien das Vorzugsrecht für Kapital und Zinſen vor den neu aus⸗ 
zufertigenden 7000 Stuͤck Prioritaͤts-Obligationen ausdruͤcklich vorbehalten. 


H. 5. . 

Die Inhaber der Prioritäts-Obligationen find nicht befugt, die Zahlung der 
darin verſchriebenen Kapital-Betraͤge anders, als nach Maaßgabe des im F. 3. 
gedachten Amortiſations-Plans zu fordern, ausgenommen: 

a) wenn ein Zahlungstermin länger als drei Monate unberichtigt bleibt; 

b) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn länger als ſechs Monate 

ganz aufhoͤrt; , 

c) 10 gegen die Eiſenbahn-Geſellſchaft Schulden halber Exekution voll— 

ſtreckt wird; f 

d) wenn Umſtände eintreten, die einen Gläubiger nach allgemeinen geſetz— 

lichen Grundſaͤtzen berechtigen wuͤrden, einen Arreſtſchlag gegen die Ge— 

ſellſchaft zu begründen; f 

e) wenn die im $. 3. feſtgeſetzte Amortiſation nicht eingehalten wird. 

In den Faͤllen zu a. bis d. bedarf es einer Kuͤndigungsfriſt nicht, ſon⸗ 
dern das Kapital kann von dem Tage ab, an welchem einer dieſer Faͤlle ein⸗ 
tritt, zuruͤckgefordert werden, und zwar: 

zu a. bis zur Zahlung des betreffenden Zinskupons, 

zu b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetriebes, 

zu c. bis zum Ablauf eines Jahres nach Aufhebung der Exekution, 

(Nr, 3438.) 0 zu 


u 
zu d. 22 Ablauf eines Jahres, nachdem jene Umſtaͤnde aufgehört 
aben. 

In dem sub e. gedachten Falle iſt jedoch eine dreimonatliche Kuͤndi⸗ 
gungsfriſt zu beobachten; auch kann der Inhaber einer Prioritaͤts-Obligation 
von dieſem Kuͤndigungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab 
Gebrauch machen, wo die Zahlung des Amortiſations-Quantums haͤtte ſtattfinden 
ſollen. Bei Geltendmachung des vorſtehenden Ruͤckforderungsrechts ſind die 
Inhaber der Privritäts: Obligation: ſich an das geſammte bewegliche und un⸗ 
bewegliche Vermoͤgen der Geſellſchaft zu halten befugt. ö 


§. 6. ’ 

So lange nicht die gegenwärtig kreirten Prioritaͤts⸗Obligationen eingelöft 
oder der Einloͤſungs-Geldbetrag gerichtlich deponirt iſt, darf die Geſellſchaft 
keines ihrer Grundſtuͤcke, welches zum Bahnkoͤrper gehoͤrt, veraͤußern, auch eine 
weitere Aktien-Emittirung oder ein Anleihe-Geſchaͤft nur dann unternehmen, 
wenn den Prioritaͤts-Obligationen, ſowie den früher emittirten Prioritaͤts-Aktien 
fuͤr Kapital und Zinſen das Vorrecht vor den ferner W oa Aktien 
oder der aufzunehmenden Anleihe vorbehalten und geſichert iſt. 


ET 
Die Nummern der nach der 5 des H. 3. zu amortiſirenden 
Obligationen werden jaͤhrlich im April durch das Loos beſtimmt und ſofort 
oͤffentlich bekannt gemacht. 


H. 8. 


Die Verlooſung geſchieht durch das Geſellſchafts-Direktorium in Gegen— 
wart zweier vereideter Notare in einem vierzehn Tage vorher zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem den Inhabern der Prioritaͤts⸗ 
Obligationen der Zutritt geſtattet wird. 


§. 9. 


Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt an dem im $. 3. 
dazu beſtimmten Tage in Breslau von der Geſellſchafts⸗ aſſe nach dem No⸗ 
minalwerthe an die Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben. 

Mit dieſem Tage hört die Verzinſung der ausgelooſten Prioritäts⸗ 
Obligationen auf. Mit letzteren ſind zugleich die ausgereichten noch nicht 
fälligen Zinskupons einzuliefern. 

Geſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons von 
dem Kapitale gekürzt und zur Einloͤſung der Kupons verwendet. 

Die im Wege der Amortiſation eingelooſeten Obligationen ſollen in 
Gegenwart zweier vereideter Notare verbrannt und daß dies geſchehen, durch 
die Öffentlichen Blätter bekannt gemacht werden. 

Die Obligationen aber, welche in Folge der Rückforderung (F. 5.) oder 
Kündigung (F. 3.) außerhalb der Amortiſation eingelöft werden, kann die Ge⸗ 
ſellſchaft wieder ausgeben. 8 10 


l — 2 — 
$. 10. 


Diejenigen Prioritaͤts-Obligationen, welche ausgelooſt oder gekuͤndigt 
ſind, und, der Bekanntmachung durch die oͤffentlichen Blaͤtter ungeachtet, nicht 
rechtzeitig zur Realiſation eingehen, werden waͤhrend der naͤchſten zehn Jahre 
von dem Direktorium der Breslau-Schweidnitz-Freiburger Eiſenbahn-Geſell⸗ 
ſchaft alljährlich einmal Öffentlich aufgerufen; gehen fie aber deſſenungeachtet 
nicht ſpaͤteſtens binnen Jahresfriſt nach dem letzten oͤffentlichen Aufruf zur 
Realiſation ein, fo erliſcht ein jeder Anſpruch aus denſelben an das Geſellſchafts— 
Vermoͤgen, was unter Angabe der Nummern der werthlos gewordenen Obli— 
gationen von dem Direktorium oͤffentlich bekannt zu machen iſt. a 


§. 11. 


Die in den $$: 3., 7, 8., 9. und 10. vorgeſchriebenen oͤffentlichen Be⸗ 


kanntmachungen erfolgen durch zwei Breslauer Zeitungen, den Preußiſchen 
Staats-Anzeiger und eine auswärtige Zeitung. 

Zu Urkund deſſen haben Wir das gegenwärtige landesherrliche Privi— 
legium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und mit Unferem Königlichen Inſiegel 
ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in An⸗ 
ſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung von Seiten des Staats zu 

geben oder den Rechten Dritter zu praͤjudiziren. 


Das gegenwärtige Privilegium iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt 
zu machen. 


Gegeben Sansſouei, den 21. Juli 1851. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. : 


(Nr. 3435.) Schema 


— 


Schema Litt. A. 


Prioritäts- Obligation 
der 
Breslau-Schweidnitz-Freiburger Eiſenbahn-Geſellſchaft. 
Jeder Obligation ſind 20 Ku⸗ 


e Wegen laufe 10 gh 
ah ä pons na auf von 10 Jah⸗ 
bons auf 2 ch beige: über ren erfolgen jedesmal beſon⸗ 


dere Bekanntmachungen. 
100 Rthlr. Preuß. Kurant. 
Inhaber dieſer Obligation hat auf Hoͤhe des obigen Betrages von Ein⸗ 


hundert Thalern Preußiſch Kurant Antheil an dem in Gemaͤßheit des Aller: 
hoͤchſten Privilegiums vonn emittirten Kapitale von 


Prioritaͤts⸗Obligationen der Breslau-Schweidnitz-Freiburger Eiſen— 
bahn⸗Geſellſchaft. 
Breslau, den 


‚—U— —ß«ÆM— 


Der Verwaltungsrath 


der Breslau-Schweidnitz-Freiburger Eiſenbahn-Geſellſchaft. 
N. N. N. N. 


(Namen.) 
Eingetragen im Aktienbuche Fol. .... 


Der Rendant. 
(Name.) 


Schema 
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Schema Litt. B. 
Erſter Zins⸗Kupon 
b der 
Breslau-Schweidnitz-Freiburger Eiſenbahn-Prioritaͤts-Obligation 
7 | 
zahlbar am 1. Juli 18.. 
Inhaber dieſes empfängt am 1. Juli 18.. die Zinſen der oben benann⸗ 
ten Prioritaͤts-Obligation Über 100 Thaler, mit zwei Thalern. 
Breslau, den X 
Der Verwaltungsrath 
der Breslau-Schweidnitz-Freiburger Eiſenbahn-Geſellſchaft. 


N. N. N. N. 

inſen, deren Erhebung innerhalb vier Jahren Eingetragen 
— dem in dem bende eben c im . A 

neten Zahlungstage nicht geſchehen iſt, ver⸗ 3 

fallen — Vortheile der Geſellſchaft. Day 
Schema Litt. C. 
Talon 
zu der 
Breslau-Schweidnitz-Freiburger Eiſenbahn-Prioritaͤts-Obligation 
nl 


Der Produzent dieſes Talons erhält ohne weitere Pruͤfung ſeiner Legi⸗ 
timation die fir die vorſtehend bezeichnete Prioritaͤts-Obligation neu auszufer⸗ 
tigenden Zins-Kupons für die naͤchſten 10 Jahre. 

Breslau, den 5 


Der Verwaltungsrath 


der Breslau-Schweidnitz-Freiburger Eiſenbahn-Geſellſchaft. 


N. N. N. N. 
Der Rendant 


. 


7 


Jahrgang 1851, (Nr. 34353436.) 81 (Nr. 3436.) 
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(Nr, 3436.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 23. Juli 1851., betreffend die den Gemeinden Bruͤg— 
i gen und Born in Bezug auf den Bau und die Unterhaltung einer Chauſ— 
ſee von Boisheim in der Richtung auf Roermonde uͤber Bruͤggen bis zur 

Niederlaͤndiſchen Grenze bei Schwalmen bewilligten fiskaliſchen Vorrechte. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Chauſſee von Boisheim in der Richtung auf Roermonde uͤber Brüggen bis zur 
Niederlaͤndiſchen Grenze bei Schwalmen durch die Gemeinden Bruͤggen und 
Born genehmigt habe, will Ich den gedachten Gemeinden unter der Bedin— 
gung der chauſſeemaͤßigen Unterhaltung das Recht zur Erhebung des Chauſ— 
ſeegeldes auf dieſer Chauſſee nach dem für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal gel⸗ 
tenden Chauſſeegeld-Tarif verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarif 
vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei— 
Vergehen fuͤr dieſe Straße Guͤltigkeit haben. Zugleich beſtimme Ich, daß das 
Recht zur Expropriation der für die Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, ſowie 
das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterbaltungs-Materialien nach 
Maaßgabe der fuͤr die Staats-Chauſſeen geltenden Beſtimmungen auf die ge⸗ 
dachte Straße Anwendung finden ſoll. 


Der gegenwärtige. Erlaß iſt durch die Geſet- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Charlottenhof, den 23. Juli 1851. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Rabe. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 3437.) 


— HUB. wu 


(Nr. 3437.) Beſtaͤtigungs-Urkunde, den erſten Nachtrag zum Statut der Neiſſe-Brieger 
Eiſenbahn-Geſellſchaft betreffend. Vom 23. Juli 1851. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen dc. ꝛc. 

Nachdem die Neiſſe- Brieger Eiſenbahn-Geſellſchaft in der General: 
Verſammlung vom 30. Mai 1851. die Aufhebung der in den H. 19., 32. 
und 45. enthaltenen Beſtimmungen des von Uns unterm 13. März 1846. 
(Geſetz-Sammlung für 1846., Seite 130 ff.) beftätigten Geſellſchafts-Statuts 

„ und an deren Stelle die in dem anliegenden erſten Nachtrage zum 
Statute enthaltenen Beſtimmungen angenommen hat, wollen Wir dieſen Be⸗ 
ſchluͤſſen und dem gedachten Nachtrage Unſere landesherrliche Beſtaͤtigung hier⸗ 
durch ertheilen. 
Die gegenwaͤrtige Beſtaͤtigungs-Urkunde iſt nebſt der Anlage durch die 
Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. f 


Gegeben Charlottenhof, den 23. Juli 1851. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. 


Gr. 3437.) 81 * Erſter 
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Erſter Nachtrag 
zu 
dem Statute der Neiſſe-Brieger Eiſenbahn-Geſellſchaft. 


Unter Aufhebung der HH. 19., 32. und 45. werden an deren Stelle 
folgende Beſtimmungen geſetzt: 


H. 19. 


Die General⸗Verſammlungen werden in Breslau abgehalten und von 
dem Direktorio einberufen. Die Einladun erfolgt durch zweimalige Be⸗ 
kanntmachung in dem Allgemeinen Preußiſchen Staats-Anzeiger, der Bres⸗ 
lauer und der Schleſiſchen Zeitung, und zwar muß die zweite Inſertion ſpaͤ⸗ 
teſtens vierzehn Tage vor dem Tage der Verſammlung erfolgen. Sollte 
Eine dieſer Zeitungen eingehen, ſo wird von dem Direktorio mit Genehmi⸗ 
gung des Königlichen Handels-Miniſterü an ihre Stelle eine andere Zei⸗ 
tung geſetzt. 


$. 32. 


Die 2 und Stellvertreter des Direftorii muͤſſen ihren Wohnſitz 
in Breslau haben und Beſitzer von zehn Aktien ſein, welche waͤhrend der 
Dauer des Amtes bei der Geſellſchafts-Kaſſe niederzulegen ſind. 


Nicht wahlfaͤhig ſind: 

1) Beamte der Geſellſchaft; . 

2) Perſonen, welche in Konkurs verſunken find oder ihre Zahlungen einge⸗ 
ſtellt haben und nicht im Stande ſind, die vollftändige Befriedigung ihrer 
Glaͤubiger nachzuweiſen; 

3) Perſonen, uͤber die eine Kuratel eingeleitet iſt. 

Auch duͤrfen ae 

4) gen Mitglieder reſp. Stellvertreter des Direktorü nicht Theilnehmer an 

emſelben Handlungsgeſchaͤfte fein. 


§. 45. 
Wahlfaͤhigkeit. 


Die Mitglieder und Stellvertreter des Ausſchuſſes muͤſſen ihren Wohn⸗ 
ſitz in Breslau haben. 


Nicht wahlfaͤhig ſind: 
1) Beamte der Geſellſchaft; 


1 


2) Per⸗ 
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2) Perſonen, welche in Konkurs verſunken find oder ihre Zahlungen einge- 
ſtellt haben und nicht im Stande ſind, die vollſtaͤndige Befriedigung 
ihrer Glaͤubiger nachzuweiſen; 

3) Perſonen, uͤber die eine Kuratel eingeleitet iſt. 


Auch duͤrfen 
4) zwei Mitglieder reſp. Stellvertreter des Direktor nicht Theilnehmer an 
demſelben Handlungsgeſchaͤfte ſein. 


Die auf Grund der bisherigen ſowie heutigen Wahlverhandlung fun⸗ 
girenden, in Neiſſe oder drei Meilen im Umkreiſe von Neiſſe wohnhaften Mit⸗ 
glieder und Stellvertreter des Direktorü und Ausſchuſſes bekleiden ihr Amt bis 
zum 1. Juli des Jahres 1852. Von dieſem Zeitpunkte ab treten die in der 
nächften ordentlichen General-Verſammlung auf Grund des gegenwärtigen 
Statuten-Nachtrages an ihrer Stelle zu erwaͤhlenden Mitglieder und Stell- 
vertreter des Direftorii und des Ausſchuſſes in Funktion. 0 


Vorſtehender Statuten⸗Nachtrag ift in der heutigen General-Verſammlung 
der Aktionaͤre der Neiſſe-Brieger Eiſenbahn-Geſellſchaft errichtet worden. 


Breslau, den 30. Mai 1851. 


(Nr, 3437—3438,) (Nr. 3438.) 
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(Nr. 3438.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 29. Juli 1854., betreffend die Anwendung der dem 
Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen 
wegen der Polizeivergehen auf die Chauſſee von Niesky in der Oberlauſitz 
bis zur Koͤniglich Saͤchſiſchen Grenze bei Meuſelwitz. 


Al Ihren Bericht vom 20. Juli d. J. beſtimme Ich, daß auf der Chauſſee 
von Niesky in der Oberlauſitz bis zur Koͤniglich Saͤchſiſchen Grenze bei Meu⸗ 
ſelwitz die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtim⸗ 
mungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen zur Anwendung kommen ſollen. 


Der ‚gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur ‚öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
Danzig, den 29. Juli 1851. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 3439.) 


* re a u 1 * * me n 


(Fr. 3439.) Bekanntmachung uͤber die Beſtaͤtigung des abgeaͤnderten Statuts der Ruhr⸗ 
- orter e neee vom 3. Auguſt 1850. Vom 
31. Juli 1851. 


Das Königs Majeſtaͤt haben unterm 9. Juli d. J. das abgeaͤnderte Statut 
der Ruhrorter Dampfſchleppſchiffahrts-Geſellſchaft vom 3. Auguſt 1850., 
welches an die Stelle des unterm 6. Juli 1845. Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Sta⸗ 
tuts (Geſetz-Sammlung 1845., Seite 107. ff.) tritt, zu beſtaͤtigen geruht. 
Dies wird nach Vorſchrift der $$. 3. und 4. des Geſetzes uͤber die Aktien⸗ 
Geſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem Bemerken bekannt gemacht, 
daß das abgeaͤnderte Statut nebſt der die naͤheren Maaßgaben der Beſtaͤti⸗ 
gung enthaltenden Allerhoͤchſten Urkunde vom 9. Juli d. J. durch das Amts⸗ 
latt der Königlichen Regierung zu Duͤſſeldorf zur Öffentlichen, Kenntniß ge— 

langen wird. 


Berlin, den 31. Juli 1851. 
Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


In Vertretung: 
v. Pommer⸗Eſche. 


(Nr. 3439--3440.) (Nr. 3440.) 
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(Nr. 3440.) Bekanntmachung uͤber die unterm 17. Juli 1851. erfolgte Beſtaͤtigung des 
Statuts des Frankenſtein⸗Silberberger Chauſſeebau-Vereins vom 15. April 
1848. Vom 2. Auguſt 1851. 


Des Könige Majeſtaͤt haben das unterm 15. April 1848, ale ene Sta⸗ 
tut des Frankenſtein-Silberberger Chauſſeebau-Vereins mittelſt Allerhoͤchſten 
Erlaſſes vom 17. Juli c. zu beſtaͤtigen geruht, was nach Vorſchrift des $. 3. 
des Geſetzes über Aktien-Geſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem Be⸗ 
merken bekannt gemacht wird, daß das Statut durch das Amtsblatt der Kö: 
niglichen Regierung zu Breslau zur Öffentlichen Kenntniß gelangen wird. 


Berlin, den 2. Auguſt 1851. 
Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


In Vertretung: 


v. Pommer ⸗Eſche. 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


